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KURZE BEGRÜNDUNG

Die Vierte Richtlinie 78/660/EWG des Rates vom 25. Juli 1978 über den Jahresabschluss von 
Gesellschaften bestimmter Rechtsformen koordiniert die einzelstaatlichen Vorschriften der  
EU-Mitgliedstaaten über den Jahresabschluss und den Lagebericht der Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung. Die aktuelle Version der Vierten Richtlinie ist das Ergebnis einer 
Reihe von Änderungen, die zwischen 1983 und 2006 erfolgt sind.

Die Änderungsanträge in dieser Stellungnahme sollen die Informationen ergänzen, die 
Gesellschaften über die Lieferkette vorzulegen haben, und sicher stellen, dass die in der 
Vierten Richtlinie enthaltene Definition für „große Gesellschaften“ und die einschlägigen
Berichterstattungsanforderungen kohärent sind. 

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden Rechtsausschuss, 
folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

6. Um die Konsistenz und Vergleichbarkeit 
der offengelegten nichtfinanziellen 
Informationen unionsweit zu erhöhen, 
sollten Gesellschaften verpflichtet sein, in 
ihren Lagebericht eine nichtfinanzielle 
Erklärung aufzunehmen, die mindestens 
Angaben zu Umwelt-, Sozial- und 
Arbeitnehmerbelangen, zur Achtung der 
Menschenrechte und zur Bekämpfung von 
Korruption und Bestechung enthält. Diese 
Erklärung sollte eine Beschreibung der 
Politiken, Ergebnisse und Risiken in Bezug 
auf diese Belange umfassen.

6. Um die Konsistenz und Vergleichbarkeit 
der offengelegten nichtfinanziellen 
Informationen unionsweit zu erhöhen, 
sollten Gesellschaften verpflichtet sein, in 
ihren Lagebericht eine nichtfinanzielle 
Erklärung aufzunehmen, die mindestens 
Angaben zu Umwelt-, Sozial- und 
Arbeitnehmerbelangen, zur Achtung der 
Menschenrechte und zur Bekämpfung von 
Korruption und Bestechung enthält. Diese 
Erklärung sollte eine Beschreibung der 
Politiken, Ergebnisse und Risiken in Bezug 
auf diese Belange umfassen; sie sollte 
ebenso die Lieferkette der Gesellschaften 
und ihre Sub-Unternehmen umfassen.

Or. en

Begründung

Ein Bericht über die offengelegten nichtfinanziellen Informationen und das Risiko in 
Zusammenhang mit diesen Belangen ist nicht komplett, wenn relevante Informationen über 
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die Versorgungskette fehlen. Dies hat das Europäische Parlament in seinen früheren 
Entschließungen, so auch in Ziffer 8 der Entschließung „zur sozialen Verantwortung der 
Unternehmen: rechenschaftspflichtiges, transparentes und verantwortungsvolles 
Geschäftsgebaren und nachhaltiges Wachstum (2012/2098(INI)“, betont..

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 - Nummer 1 - Buchstabe a
Richtlinie 78/660/EWG
Artikel 46 - Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) Bei Gesellschaften, die im Durchschnitt 
des Geschäftsjahres mehr als 
500 Mitarbeiter beschäftigen und am 
Bilanzstichtag entweder eine Bilanzsumme 
von mehr als 20 Mio. EUR oder einen 
Nettoumsatz von mehr als 40 Mio. EUR 
aufweisen, umfasst der Lagebericht auch 
eine nichtfinanzielle Erklärung mit 
Angaben mindestens zu Umwelt-, Sozial-
und Arbeitnehmerbelangen, zur Achtung 
der Menschenrechte und zur Bekämpfung 
von Korruption und Bestechung 
einschließlich:

b) Bei Gesellschaften, die im Durchschnitt 
des Geschäftsjahres mehr als 
250 Mitarbeiter beschäftigen und am 
Bilanzstichtag entweder eine Bilanzsumme 
von mehr als 17,5 Mio. EUR oder einen 
Nettoumsatz von mehr als 35 Mio. EUR 
aufweisen, berücksichtigt der Lagebericht 
ebenfalls die Lieferkette und die Sub-
Unternehmer und umfasst eine 
nichtfinanzielle Erklärung mit Angaben 
mindestens zu Umwelt-, Sozial- und 
Arbeitnehmerbelangen, zur Achtung der 
Menschenrechte und zur Bekämpfung von 
Korruption und Bestechung einschließlich:

-{}-i) einer Beschreibung der von der 
Gesellschaft in Bezug auf diese Belange 
verfolgten Politik;

i) einer Beschreibung der von der 
Gesellschaft in Bezug auf diese Belange 
verfolgten Politik;

ii) der Ergebnisse dieser Politiken; ii) der Ergebnisse dieser Politiken;
iii) der Risiken im Zusammenhang mit 
diesen Belangen und der Handhabung 
dieser Risiken durch das Unternehmen.

iii) der Risiken im Zusammenhang mit 
diesen Belangen, der Risiken in 
Zusammenhang mit den Tätigkeiten und 
Geschäftsbeziehungen der Gesellschaft
und der Handhabung dieser Risiken durch 
das Unternehmen

Verfolgt eine Gesellschaft in Bezug auf 
einen oder mehrere dieser Belange keine 
Politik, erläutert sie weshalb.

Verfolgt eine Gesellschaft in Bezug auf 
einen oder mehrere dieser Belange keine 
Politik, erläutert sie weshalb.

Bei der Bereitstellung dieser Informationen 
kann sich die Gesellschaft auf nationale,
EU-basierte oder internationale 

Bei der Bereitstellung dieser Informationen 
kann sich die Gesellschaft auf EU-basierte 
oder internationale Rahmenwerke stützen 
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Rahmenwerke stützen und gibt 
gegebenenfalls an, welche Rahmenwerke 
zugrunde gelegt wurden.

und gibt gegebenenfalls an, welche 
Rahmenwerke zugrunde gelegt wurden.

Or. en

Begründung

Die Vierte Richtlinie definiert „große Gesellschaften“ als solche, die mehr als 250 
Mitarbeiter beschäftigen, einen Nettoumsatz von mehr als 35 Mio. EUR aufweisen und eine 
Bilanzsumme von mehr als 17,5 Mio. EUR haben.  In den Leitprinzipien für Unternehmen und 
Menschenrechte ist verankert, dass Unternehmen sich darum bemühen sollen, die negativen 
Auswirkungen in Zusammenhang mit ihren Tätigkeiten, Produkten oder Dienstleistungen 
abzumildern […], auch wenn sie zu diesen Auswirkungen nicht direkt selbst beigetragen 
haben.  Um international ausgewogene Ausgangsbedingungen zu erhalten und einen 
Vergleich zwischen Gesellschaften möglich zu machen, sollten sich diese auf ein EU-basiertes 
oder internationales Rahmenwerk stützen und nicht auf ein nationales.

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 - Nummer 1 - Buchstabe c
Richtlinie 78/660/EWG
Artikel 46 - Absatz 5 (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

„(5) Eine Gesellschaft, die eine 
Tochtergesellschaft ist, wird von den in 
Absatz 1 Buchstabe b festgelegten 
Pflichten befreit, wenn die Gesellschaft 
und ihre Tochtergesellschaften in den 
konsolidierten Abschluss und Lagebericht 
einer anderen Gesellschaft einbezogen 
werden und dieser konsolidierte 
Lagebericht gemäß Artikel 36 Absatz 1 
der Richtlinie 83/349/EWG erstellt wird.“

entfällt

Or. en

Begründung

Eine große Gesellschaft besteht häufig aus zahlreichen Tochtergesellschaften; wenn in einem 
Großunternehmen ein Risiko auftritt, sollte klar sein, in welcher Tochtergesellschaft das 
Risiko besteht. Die Ausklammerung von Tochtergesellschaften aus den in Absatz 1 
Buchstabe b festgeschriebenen Verpflichtungen würde die hier erforderliche Klarheit 
beeinträchtigen.
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